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I. Einführung

In der Ausgabe 04/2024 (Fortschr. Röntgenstr. 
2024, S. 405 ff.) haben wir uns bereits mit den 
Inhalten des Urteils des Bundessozialgerichts 
(BSG) vom 13.12.2023 (Az.: B 6 KA 15/22 R) und 
den aktuellen rechtlichen Entwicklungen zum ärzt-
lichen Leiter im Medizinischen Versorgungszent-
rum (MVZ) beschäftigt. Zum damaligen Zeitpunkt 
lagen die Urteilsgründe noch nicht vor. Die kürzlich 
veröffentlichten Urteilsgründe enthalten nun wei-
tere wesentliche Feststellungen zur Bedeutung der 
Rechtsfigur des ärztlichen Leiters im MVZ gemäß 
§ 95 Abs. 1 S. 2 Sozialgesetzbuch (SGB) V. Zudem 
hat das Sozialgericht (SG) München in einem ak-
tuellen Urteil die abrechnungsrechtlichen Konse-
quenzen hervorgehoben, die sich für ein MVZ er-
geben, sobald kein ärztlicher Leiter bestellt ist 

(Urt. v. 29.02.2024, Az.: S 49 KA 5037/23). Der 
nachfolgende Beitrag beschäftigt sich daher in Er-
gänzung zum RöFo-Beitrag 04/2024 mit den Fest-
stellungen des BSG in seinem Urteil vom 
13.12.2023 und den Ausführungen des SG Mün-
chen.

 
II. Feststellung des Bundessozialgerichts 

Das BSG hat entschieden, dass die Kassenärztliche 
Vereinigung Nordrhein (KVNO) berechtigt war, 
Honorarbescheide eines MVZ im Rahmen der sach-
lich-rechnerischen Richtigstellung mit Wirkung für 
die Vergangenheit aufzuheben und das gewährte
Honorar vollständig zurückzufordern, da die ein-
gereichten Sammelerklärungen zu den Abrech-
nungen nicht von einem ärztlichen Leiter des MVZ 
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unterzeichnet waren. Die entsprechende Vorgabe
im Honorarverteilungsmaßstab der KVNO sei von 
der Ermächtigungsgrundlage des § 87b Abs. 1 S. 
2 SGB V gedeckt und verstoße nicht gegen hö-
herrangiges Recht.

Der vorangehende Beitrag in RöFo 04/2024 zeig-
te auf, dass wesentliche Rahmenbedingungen für 
die Stellung des ärztlichen Leiters bisher weder 
gesetzlich, noch durch die Rechtsprechung fest-
gelegt worden sind. Unklar waren insbesondere 
Umfang und Ort der Tätigkeit des ärztlichen Lei-
ters, ob mehrere ärztliche Leiter bestellt werden
können, ob ein ärztlicher Leiter nachträglich be-
stellt werden kann und ob verlangt werden kann, 
dass der ärztliche Leiter die bei der Kassenärztli-
chen Vereinigung (KV) einzureichende Abrech-
nungs-Sammelerklärung (mit-)unterschreiben 
muss. Ebenfalls nicht eindeutig oder abschließend
geklärt waren die Rechtsfolgen einer fehlenden 
Bestellung eines ärztlichen Leiters, insbesondere, 
ob eine hierauf gestützte Zulassungsentziehung
des MVZ zulässig ist. Schließlich waren Fragen zur 
Haftung des ärztlichen Leiters bisher unklar. Die-
se gesetzlich bisher nicht hinreichend geregelten
Anforderungen und Handlungsfelder für den ärzt-
lichen Leiter werden nachfolgend vor dem Hinter-
grund der veröffentlichten Urteilsgründe der Ent-
scheidung des BSG und der Ausführungen des SG 
München in den Punkten 1. bis 7. dargestellt und 
untersucht.

1. Tätigkeitsumfang des ärztlichen Leiters 

Im Gesetz ist nicht geregelt, welchen Umfang der 
vertragsärztliche Versorgungsauftrag eines ärzt-
lichen Leiters nach der Bedarfsplanungsrichtlinie
Ärzte (BPL-RL) haben muss. Je nach KV-Bezirk 
werden unterschiedliche Anforderungen an den 
Tätigkeitsumfang gestellt. Teilweise wird verlangt, 
dass der ärztliche Leiter mit mindestens 10 bis zu
20 Stunden pro Woche im MVZ angestellt sein 
muss. Welchen Anrechnungsfaktor der ärztliche 
Leiter erfüllen muss, ist jedoch im Gesetz bisher 
nicht definiert.

Hierzu führt das BSG in seinem Urteil vom 
13.12.2023 aus, dass der ärztliche Leiter mindes-
tens im Umfang einer halben Arztstelle (Anrech-
nungsfaktor 0,5 nach der BPL-RL) im MVZ tätig 
sein muss und verweist hierzu auf sein Urteil vom
19.07.2023 (Az.: B 6 KA 5/22 R). Das Urteil vom 
19.07.2023 stellte zu dem vormals erforderlichen 
fachübergreifenden Charakter eines MVZ fest, 
dass es hierfür ausreichend war, wenn die Ärzte 

mit einem Wochenstundenumfang beschäftigt 
waren, der nach der BPL-RL einem Anrechnungs-
faktor von 0,5 entsprach. Weitergehende Anfor-
derungen hinsichtlich des Tätigkeitsumfangs bei 
einem MVZ dürfen nach Ansicht des BSG auch für 
den ärztlichen Leiter nicht gestellt werden. Zwar 
hat der Gesetzgeber den fachübergreifenden Cha-
rakter als Voraussetzung für ein MVZ gestrichen; 
dies dürfte – zwar nicht gesichert, aber voraus-
sichtlich – keinen Einfluss auf die Aussage des 
BSG haben, dass der ärztliche Leiter lediglich mit 
dem Anrechnungsfaktor 0,5 im MVZ angestellt 
sein muss, da es im Urteil vom 13.12.2023 allein 
auf diese Voraussetzung verweist. Gemäß § 51 
Abs. 1 S. 4 BPL-RL ist hierzu eine Tätigkeit von 
über 10 bis 20 Wochenstunden erforderlich. Je 
nach Verteilung der Sprechstunden im MVZ ist 
grundsätzlich eine Tätigkeit von zumindest 12,5 
Wochenstunden ausreichend, um den Anrech-
nungsfaktor 0,5 zu erfüllen (vgl. § 17 Abs. 1a S. 
4 Bundesmantelvertrag-Ärzte (BMV-Ä)). Folglich 
ist davon auszugehen, dass eine Tätigkeit im Um-
fang von 12,5 Wochenstunden für die Stellung als 
ärztlicher Leiter ausreicht.

2. Tätigkeitsort des ärztlichen Leiters

Ebenfalls ist in § 95 Abs. 1 SGB V nicht geregelt, 
ob der ärztliche Leiter die Tätigkeit zwingend voll-
ständig oder zumindest zu einem bestimmten Teil 
am Vertragsarztsitz des MVZ erbringen muss oder 
ob es ausreicht, wenn er ausschließlich an einer 
Nebenbetriebsstätte des MVZ tätig wird.

Hierzu wurde in dem vorangehenden Beitrag auf 
das Urteil des SG Marburg vom 03.05.2023 (Az.: 
S 17 KA 642/22) verwiesen, nach dem der Tätig-
keitsort einer ärztlichen Leitung eines MVZ auch 
eine Nebenbetriebsstätte des MVZ sein kann, so-
fern der Gesamtverantwortung im Einzelfall da-
durch hinreichend Rechnung getragen wird. Dies 
sei regelmäßig der Fall, wenn zwischen Nebenbe-
triebs- und Hauptbetriebsstätte eine Distanz liege, 
die in weniger als 30 Minuten zu überbrücken ist. 
Es wurde darauf hingewiesen, dass dieses Urteil 
zwar eine erhebliche Indizwirkung hat, aber die 
Frage des Tätigkeitsortes nicht abschließend be-
antwortet wurde. Das BSG hat in seinem Urteil 
vom 13.12.2023 nun im Hinblick auf die Frage, 
ob der ärztliche Leiter selbst seine Tätigkeit am 
Hauptstandort des MVZ ausüben muss, auf das 
Urteil des SG Marburg verwiesen (BSG, Urt. v. 
13.12.2023, Az.: B 6 KA 15/22 R, Rn. 25 - juris) 
Damit hat sich das BSG der Einschätzung des SG 
Marburg angeschlossen, dass der ärztliche Leiter 
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nicht zwangsläufig am Vertragsarztsitz des MVZ 
tätig werden muss.

3. Mehrere ärztliche Leiter

Die Vorschrift des § 95 Abs. 1 S. 4 SGB V regelt
zwar, dass auch eine kooperative ärztliche Lei-
tung in einem MVZ möglich ist, wenn in einem 
MVZ Angehörige unterschiedlicher Berufsgrup-
pen vertragsärztlich tätig sind. Nicht geregelt 
ist hingegen, ob generell mehrere ärztliche Lei-
ter bestellt werden können, insbesondere wenn 
sie derselben Fachgruppe zugehörig sind. Den 
Entscheidungsgründen des Urteils des BSG vom 
13.12.2023 ist zu entnehmen, dass ein MVZ 
einer zeitweisen Verhinderung des ärztlichen 
Leiters mitunter dadurch begegnen kann, dass 
es von vorherein einen weiteren ärztlichen Lei-
ter oder einen Vertreter bestellt (BSG, Urt. v. 
13.12.2023, Az.: B 6 KA 15/22 R, Rn. 35 - ju-
ris). Da das BSG keine weiteren Voraussetzun-
gen hierzu nennt, ist davon auszugehen, dass 
die Bestellung eines weiteren ärztlichen Leiters 
oder eines stellvertretenden ärztlichen Leiters 
ohne weiteres möglich ist.

4. Nachträgliche Bestellung

In dem vorangehenden Beitrag wurde die Frage, 
ob eine nachträgliche Bestellung eines ärztlichen 
Leiters möglich ist, nicht behandelt. Diese Frage 
hat das BSG mit Urteil vom 13.12.2023 bejaht 
und in den Entscheidungsgründen wie folgt be-
gründet:

„Aus § 1 Abs. 4 S. 3 HVM, an den Satz 5 an-
knüpft, ergibt sich, dass es ausreicht, wenn der 
Unterzeichner die Verantwortung für die Erfül-
lung der Abrechnungsvoraussetzungen über-
nimmt, weil er sich von deren Erfüllung persön-
lich überzeugt hat. Dies ist einem nachträglich 
bestellten ärztlichen Leiter aufgrund seiner ärzt-
lichen Fachkompetenz – ggf nach Rücksprache 
mit dem jeweiligen behandelnden Arzt – mög-
lich. Selbst ein während des gesamten Quartals 
bestellter ärztlicher Leiter wäre im Übrigen nicht 
bei den Behandlungen der anderen Ärzte des 
MVZ zugegen und könnte nur aufgrund der Do-
kumentation und der Angaben der behandelnden 
Ärzte beurteilen, ob diese als Grundlage für eine 
wahrheitsgemäße Sammelerklärung herangezo-
gen werden können.“ (BSG, Urt. v. 13.12.2023, 
Az.: 6 KA 15/22 R, Rn. 38 - juris)

Zu berücksichtigen ist, dass auch der nachträg-

lich bestellte ärztliche Leiter für den Zeitraum 
der ärztlichen Leitung sämtliche Vorausset-
zungen erfüllen muss, also insbesondere im 
MVZ angestellt und jedenfalls im unter Punkt 
1 dargestellten Umfang von grundsätzlich 12,5 
Wochenstunden tätig sein muss.

5. Unterzeichnung der Sammelerklärung

Ebenso wenig ist gesetzlich geregelt, ob der ärzt-
liche Leiter die nach § 35 Abs. 2 S. 3 BMV-Ä bei 
der KV einzureichende Abrechnungs-Sammeler-
klärung (mit-)unterschreiben kann oder sogar 
muss, um damit das Vorliegen einer fehlerfreien
Abrechnung zu bestätigen. Wie in dem voran-
gegangenen Beitrag dargestellt wurde, hat das 
BSG in dem Urteil vom 13.12.2023 entschieden, 
dass der ärztliche Leiter die Abrechnungs-Sam-
melerklärung zwingend unterschreiben muss. 
Unterbleibt dies, kann die zuständige KV Ho-
norarbescheide eines MVZ im Rahmen der sach-
lich-rechnerischen Richtigstellung mit Wirkung 
für die Vergangenheit aufheben und das gewähr-
te Honorar vollständig zurückfordern, wenn die 
eingereichten Sammelerklärungen zu den Ab-
rechnungen, entgegen der Vorgabe des jewei-
ligen Honorarverteilungsmaßstabes, nicht von 
einem ärztlichen Leiter des MVZ unterzeichnet 
worden sind.

6. Entziehung der Zulassung des MVZ

Ebenfalls nicht behandelt wurde bisher die Fra-
ge, welche Folgen die Nichtbestellung eines 
ärztlichen Leiters für das MVZ hat. Nach § 95 
Abs. 6 S. 1 SGB V ist die Zulassung zu entzie-
hen, wenn die Zulassungsvoraussetzungen nicht 
oder nicht mehr vorliegen, der Vertragsarzt die 
vertragsärztliche Tätigkeit nicht aufnimmt oder 
nicht mehr ausübt oder seine vertragsärztlichen 
Pflichten gröblich verletzt. Gemäß § 72 Abs. 1 S. 
2 SGB V gilt die Vorschrift entsprechend für MVZ. 
Zusätzlich ist nach § 95 Abs. 6 S. 3 SGB V ei-
nem MVZ die Zulassung auch dann zu entziehen, 
wenn die Gründungsvoraussetzungen des Absat-
zes 1a S. 1 bis 3 länger als sechs Monate nicht 
mehr vorliegen. Die Frage war daher bisher, ob 
die Entziehung der MVZ-Zulassung für den Fall 
der Nichtbestellung eines ärztlichen Leiters erst
nach Ablauf der Frist von sechs Monaten erfolgen 
durfte.

Das BSG führt in den Entscheidungsgründen des 
Urteils vom 13.12.2023 aus, dass die vorstehend 
genannte „Schonfrist“ von sechs Monaten nach  
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§ 95 Abs. 6 S. 3 SGB V gerade nicht den Wegfall 
der ärztlichen Leitung nach § 95 Abs. 1 S. 3 SGB 
V erfasst und allein § 95 Abs. 6 S. 1 Alt. 2 SGB 
V einschlägig ist, welcher zur sofortigen Zulas-
sungsentziehung berechtigt (Az.: B 6 KA 15/22 
R, Rn. 39 - juris). Auch an dieser Stelle verweist 
das BSG auf sein Urteil vom 19.07.2023, in dem 
es ausgeführt hat, dass der Zulassungsentzug 
nicht zwingend ist und aus Gründen der Verhält-
nismäßigkeit stets zu prüfen ist, ob ein milderes 
Mittel als die Zulassungsentziehung in Betracht
kommt; wobei das BSG darauf verweist, dass bei 
einem Fehlen der ärztlichen Leitung „nur“ eine 
Zulassungsentziehung gemäß § 95 Abs. 6 S. 1 
Alt. 2 SGB V in Betracht kommt (Az.: B 6 KA 
5/22 R, Rn. 39 - juris).

Diese Rechtsauffassung wurde durch die Ent-
scheidung des SG München vom 29.02.2024 
(Az.: S 49 KA 5037/34) für den vertragszahn-
ärztlichen Bereich bestätigt. Nach dem Geset-
zeswortlaut müsse ein MVZ per Definition eine 
(zahn-)ärztliche Leitung haben, diese sei konsti-
tutiv für das MVZ. Fehle eine zahnärztliche Lei-
tung, sei dem MVZ gemäß § 95 Abs. 6 SGB V die 
Zulassung zu entziehen. Anders als beim Wegfall 
der Gründungsvoraussetzungen eines MVZ in	
§ 95 Abs. 6 S. 3 SGB V sehe der Gesetzgeber 
insoweit keine sechsmonatige Schonfrist vor. Der
Gesetzgeber messe dem Vorhandensein einer 
(zahn-)ärztlichen Leitung damit eine hohe Be-
deutung bei. Leistungen, die von einem MVZ er-
bracht würden, welches keinen (zahn-)ärztlichen 
Leiter habe, der die Betriebsabläufe tatsächlich 
steuere und sicherstelle, dass (zahn-)ärztliche 
Entscheidungen unabhängig von sachfremden 
Erwägungen getroffen würden, seien daher 
sachlich rechnerisch zu berichtigen, unabhängig
davon, dass das MVZ weiter über eine Zulas-
sung verfüge. Eine Unverhältnismäßigkeit des 
vollständigen Honorarverlusts sei bei einer Ge-
samtabwägung zwischen der Schwere des Ein-
griffs und dem Gewicht der ihn rechtfertigenden 
Gründe nicht erkennbar. Das Vorhandensein ei-
nes zahnärztlichen Leiters sei konstitutiv für ein
MVZ und diene insbesondere dem Schutz der 
Versicherten. Das MVZ hätte auch jederzeit ei-
nen Vertreter für die zahnärztliche Leitung be-
stellen können und auch müssen, so dass kein 
unverhältnismäßiger Eingriff in das Recht des 
MVZ auf Honorierung vorliege.

7. Haftung des ärztlichen Leiters

Für die Haftung des ärztlichen Leiters ist durch 

die aktuelle Entscheidung des BSG keine Ände-
rung erkennbar. In den Entscheidungsgründen
heißt es auszugsweise:

„Den ärztlichen Leiter trifft zwar keine fachliche
Verantwortung für jede einzelne Behandlungs-
maßnahme, wohl aber die Verantwortung für
die ärztliche Steuerung der Betriebsabläufe und 
eine Gesamtverantwortung gegenüber der KÄV 
[…]. Grundsätzlich ist das MVZ selbst für die 
Abgabe einer wahrheitsgemäßen Abrechnungs-
Sammelerklärung verantwortlich. Diese Ver-
antwortung ist unteilbar und nicht delegierbar, 
sodass das MVZ gegenüber den Institutionen 
der vertragsärztlichen Versorgung nicht auf 
ein eventuelles Fehlverhalten der dort tätigen 
Ärzte verweisen kann […]. Dabei kann aber 
die besondere Struktur des MVZ nicht außer 
Acht gelassen werden. Bei diesem fallen der 
vertragsärztliche Status und die tatsächliche 
Durchführung der Behandlungen auseinander; 
der Status ist dem MVZ zugewiesen, die Be-
handlungen werden durch die dort tätigen Ärzte 
durchgeführt […]. Anders als der nichtärztliche 
Geschäftsführer eines MVZ hat der ärztliche Lei-
ter die medizinische Fachkompetenz, die ihn zur 
Überprüfung befähigt, ob die von den einzelnen 
Ärzten angegebenen Behandlungsvorgänge 
so stattgefunden haben können und somit als 
Grundlage für eine stimmige Quartalsabrech-
nung taugen […].“ (BSG, Az.: 6 KA 15/22 R, 
Rn. 25 ff. - juris)

Mit anderen Worten übernimmt der ärztliche 
Leiter eine generelle bzw. strukturelle fach-
liche Verantwortung für die Behandlungen, 
die in einem MVZ von den zugelassenen und 
angestellten Ärzten durchgeführt werden, nicht 
aber für jede einzelne Behandlungsmaßnahme. 
Demnach haftet für Behandlungen grundsätzlich 
auch nicht der ärztliche Leiter, sondern die Trä-
gergesellschaft des MVZ im Außenverhältnis.

8. Einordnung der Rechtsprechung für die 
Praxis

Die Entscheidungsgründe des Urteils des BSG 
vom 13.12.2023 haben eine deutliche Konkre-
tisierung der Anforderungen an den ärztlichen 
Leiter erbracht. Die vollständige Nichthonorie-
rung der vertragsärztlichen Leistungen infolge 
einer fehlenden Unterzeichnung der Sammeler-
klärung durch den ärztlichen Leiter stellt ein er-
hebliches Risiko für das MVZ und den ärztlichen 
Leiter dar. Deutlich geworden ist auch, dass,
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ebenso wie die Nichtunterzeichnung der Ab-
rechnungssammelerklärung, auch die Nichtbe-
stellung eines ärztlichen Leiters zur Nichtho-
norierung für den betroffenen Zeitraum führt. 
Im Ergebnis ist stets Vorsicht im Hinblick auf 
die ordnungsgemäße Bestellung und Erfüllung 
der Pflichten durch die ärztliche Leitung geboten 
und zu bedenken, dass Verstöße zur Nichtho-
norierung sämtlicher Leistungen und darüber
hinaus zum Entzug der Zulassung des MVZ 
führen können.

Zumindest hat das BSG mit der Bestellung 
eines Stellvertreters, eines zusätzlichen oder 
der nachträglichen Bestellung eines ärztlichen 
Leiters, sowie der Feststellung, dass keine Tä-
tigkeit am Vertragsarztsitz des MVZ erforderlich
ist, eine Reihe von Erleichterungen für die 
Tätigkeit des ärztlichen Leiters und zur Vermei-
dung von Honorarregressen eröffnet.

III. Fazit

Es ist sehr zu begrüßen, dass das BSG in sei-
ner Entscheidung eine ganze Reihe von offenen 
Fragen in Bezug auf den ärztlichen Leiter höch-
strichterlich geklärt hat, zumal der Gesetzgeber 
es seit Einführung der MVZ im Jahre 2004 un-
terlassen hat, für eine ausreichende Konkretisie-
rung der Anforderungen in § 95 Abs. 1 SGB V zu 
sorgen. Erfreulich ist, insbesondere im Hinblick 
auf die Bedeutung des ärztlichen Leiters und die 
aus dieser Position für ein MVZ resultierenden 
gravierenden Risiken, dass das BSG weitere Op-
tionen für MVZ eröffnet hat, die im Gesetz gera-
de nicht geregelt sind. Es bleibt zu hoffen, dass 
die Zulassungsausschüsse diese neuen Vorgaben
bundesweit zügig aufnehmen und entsprechend
umsetzen. 
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